
Zeitschrift: Gewerkschaftliche Rundschau für die Schweiz : Monatsschrift des
Schweizerischen Gewerkschaftsbundes

Herausgeber: Schweizerischer Gewerkschaftsbund

Band: 28 (1936)

Heft: 7

Rubrik: Tagesfragen

Nutzungsbedingungen
Die ETH-Bibliothek ist die Anbieterin der digitalisierten Zeitschriften auf E-Periodica. Sie besitzt keine
Urheberrechte an den Zeitschriften und ist nicht verantwortlich für deren Inhalte. Die Rechte liegen in
der Regel bei den Herausgebern beziehungsweise den externen Rechteinhabern. Das Veröffentlichen
von Bildern in Print- und Online-Publikationen sowie auf Social Media-Kanälen oder Webseiten ist nur
mit vorheriger Genehmigung der Rechteinhaber erlaubt. Mehr erfahren

Conditions d'utilisation
L'ETH Library est le fournisseur des revues numérisées. Elle ne détient aucun droit d'auteur sur les
revues et n'est pas responsable de leur contenu. En règle générale, les droits sont détenus par les
éditeurs ou les détenteurs de droits externes. La reproduction d'images dans des publications
imprimées ou en ligne ainsi que sur des canaux de médias sociaux ou des sites web n'est autorisée
qu'avec l'accord préalable des détenteurs des droits. En savoir plus

Terms of use
The ETH Library is the provider of the digitised journals. It does not own any copyrights to the journals
and is not responsible for their content. The rights usually lie with the publishers or the external rights
holders. Publishing images in print and online publications, as well as on social media channels or
websites, is only permitted with the prior consent of the rights holders. Find out more

Download PDF: 31.07.2025

ETH-Bibliothek Zürich, E-Periodica, https://www.e-periodica.ch

https://www.e-periodica.ch/digbib/terms?lang=de
https://www.e-periodica.ch/digbib/terms?lang=fr
https://www.e-periodica.ch/digbib/terms?lang=en


Tagesfragen.

Die Krise der eidgenössischen Politik hat einen neuen Höhepunkt

erreicht. Von allen Seiten her prasselt ein Trommelfeuer
der Kritik auf den Bundesrat hernieder, wie er es wohl noch nie
erlebt hat. Kurslosigkeit, Ratlosigkeit, Untätigkeit, vollständiges
Versagen wird ihm vorgeworfen. Bezeichnenderweise finden wir
diese Kritik nicht nur in oppositionellen Blättern, sondern in fast
noch schärferem Ausmass in der Presse der regierenden Parteien.
Das zeigt, dass die Misstrauenswelle, die ja im Volke schon seit

langer Zeit vorhanden ist, allmählich so stark wird, dass sie auch
die bisher systemstreuen Kreise mitreisst.

Die Kritik richtet sich in erster Linie gegen den Vorsteher des

Volkswirtschaftsdepartements, Bundesrat Obrecht, der in der Frage
der ausserordentlichen wirtschaftlichen Vollmachten, bei der
Beratung der Preiskontrolle, überhaupt in seiner ganzen bisherigen
Praxis gezeigt hat — wir wollen uns höflich ausdrücken — wie
man es nicht machen soll. In jedem andern demokratisch regierten
Lande könnte ein Mann, der derart vom Parlament desavouiert
wurde und in diesem Masse die Zielscheibe berechtigter öffentlicher
Kritik ist, nicht mehr länger in der Regierung verbleiben. Und es

ist wahrhaftig keine Stärke und keine Stärkung der schweizerischen
Demokratie, dass es bei uns anders ist.

*

Die Wirtschaftskrise frisst indessen wie eine schleichende
Krankheit immer weiter in den Wirtschaftskörper hinein. Jeder
Tag des Weiterwursteins bringt unserem Lande unermesslichen
Schaden. Man wird es allem Anschein nach auch bei uns schliesslich

so weit kommen lassen, dass das ganze Land vom Fieber
geschüttelt wird, und dass es dann zu wirtschaftlichen, sozialen und
politischen Entladungen kommt, von denen sich die, die für den

heutigen Marasmus verantwortlich sind, noch keine Vorstellung
machen können.

Dass die Bundespolitik in einer Sackgasse gelandet ist, aus der
sie nicht mehr heraus kommt, hat den Grund darin, dass man bei
den Spitzen der Wirtschaft und des Staates die eigentliche Ursache
der heutigen Schwierigkeiten immer noch nicht erfasst hat und
deshalb auch den Ausweg nicht finden kann. Man glaubt immer
noch, die ganze Krise sei lediglich eine Frage der Steigerung des

Exports (was sie bis vor zwei bis drei Jahren in überwiegendem
Masse, aber auch damals nicht ausschliesslich, gewesen ist), und
sieht deshalb nicht, dass die Krise unserer Wirtschaft heute so
umfassend ist, dass auch eine Besserung des Exports sie nicht be-
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heben könnte. Daher sind aueh alle die Rettungsvorschläge, diein letzter Zeit aufgestellt wurden, ganz unzulänglich. Wir denken
Het DuttwelLan *^ *" G—Landes und von

*
Kann eine Exportumlage helfen? Der SchweizerischeGewerbeverband, bzw. die Resolution seiner Delegierten-

ZhTh T dlC ZW« «" unvermittelt gefasst wnrde unddeshalb in den eigenen Reihen Kritik erfuhr, geht wenigstens vondem richtigen Gedanken aus, dass eine weitere Deflation in derSchweiz unmöglich ist. Sie beschränkt sich aber auf die Erklärungein weiterer Preisabbau könne nicht den Ausweg aus der 3bringen, sowie auf den Vorschlag: «eine bescheidene Beladung
der Inlandwirtschaft „nd des Importes mit einer allgemeinen Umä2TZ^d-lTl^rd-s der **¦**—

Glaubt aber jemand im Ernst, dass die Schwierigkeiten derschweizerischen Gesamtwirtschaft auch nur einigermassen behobenwerden konnten durch eine grosszügigere Hilfe an die Aulen
Wirtschaft? Wird der Deflationsdruck in der Inlandwir schaft Tdurch aufgehoben? Wird die Baukrise oder die vSdh_S_e dadurch überwunden? Wird der Kapitalmarkt daduI^uSloekert'
die Bankenkr.se beseitigt, der Zinsfuss gesenkt? Wirddadtrch
etwas beigetragen zur Lösung des Schuldenproblems? Wir könnenkeine einzige dieser Fragen bejahen. Dagegen musste man in KaJnehmen, dass der Konsum belastet würde mit einer Auflage me
250 MüL Tn\deS Präsidenten *» Gewerbeverbande; foo fi
-moü Millionen Franken ausmacht.

*

hin_ü_. H_7ff'r* ^Utt^eUer .Ia»fen g™dsätzlich auf dasselbe

Kosten du K
Exportindustrie in grossem Ausmass auf

Srtt der Sr°n8Umeren- N»r würden die Zuschüsse an den Ex-
BewilLt, f Ct' ^ nUr derjeni«C' der exportiert, dieBevilhgung z_m Import erhält; diese Importbewühgung oder¦1 ze„z kann er dami mit Gewinn verkaufen, was ihm __lShdliger zu exportieren. Um einzelnen Industrien besonoTe Vor.'tede zu gewahren ist eine Abstufung vorgesehen, fe"die Zuteilung der Importlizenzen verschieden gehandhabt wTrden

vemäÜ L wZ kT6\da SiC mlt den Menden Handels-
Lw.f.. U1B^lder8Pruch stenen. Entscheidend für ihre Volkswirt-
VorlhW de! (TV* t" ,der Um8tand' da8S ™ ™ ^imVorschlag des Gewerbeverbandes einzig der Exporteur Vorteile
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!"er0m w'- .Ue aDdem Scnwierigkeiten bleiben ungelöst. Die nach-JiS auf das inländische Preisniveau" ist vermutS
noch gefahr icher, da das System Duttweiler direkt eine Einladungan die grosskapitalistischen Unternehmungen darstellt zur Bildunghää S=:tionen'die die K~ — »°

düng der Krise in der Schweiz. Vor zwei Jahren hätte auf 72Weise ein Ausweg gefunden werden können, aber auch damals nurn Verbindung mit einem konsequenten Antidefla-
sehr" KUrS" C\ dlC gleiCDen Kreise' die neute diese
Vorschlage bringen, wollten nichts davon wissen, als wir unter denPostulaten der Kriseninitiative ähnliche Vorschläge vertratenHeute genügen solche Massnahmen noch viel weniger, sie Lütten
ubrtgens eine Preissteigerung zur Folge wie die Abwertung de"
Schweizer Frankens, die angeblich auf diesem Wege verhindertwerden soll. Der Hauptnachteil der Abwertung, die BelaaZfdTr
Kon____enten ^ 90mit eWaJl8 eintreteng;enn a~^lieh in geringerem Ausmasse. Doch würden anderseits die Vorteiledie als Folge einer Senkung des Frankenkurses zu erwarten w^en
namentlich die Beruhigung auf dem Kapitalmarkt, nicht ein^m

Anerkennen wollen wir immerhin, dass das wenigstens Vor-schlage sind die bezwecken, dass irgend etwas getan werdensoll wen,> auch in ungenügendem Ansmass, da sie eben nur eTnem

Sekte Tt hkelfen,kö»nen- Ke meisten Kritikaster dWProjekte sind nicht berechtigt, dagegen aufzutreten, da sie über-haupt nichts vorzuschlagen wissen.

*

Uei>leinDi„'.ri0n Um- ^ SgTber Franken geht weiter- Da*

dmch keine SigefnWartlgel_ ,Verhältni^ begründet und kanndurch kerne Strafgesetze und keine Zensuren von wirtschaftspoliti-
ktTunTw^T tM ^^ Unter den Wirtschaftstheoreti-kern und Wirtschaftspraktikern, die sich ernsthaft mit den Fragender Währungspolitik befasst haben, gibt es heute nur noch ve"
emzelte, die ein Umgehen der Abwertung durch die SchweTz nlch
für möglich halten. Die meisten hüllen sich allerdings in Schweden

btzjnhi t d Mrnng nur unter ™ A»^ — £*
011 uer r-resse ailer Parteien aufs Korn genommen wird.Es ist ]a ungemein populär, gegen die Abwertung zu Felde zu zie-hen, besonders wenn man sich die Sache so leicht macht, wie esdie meisten tun, indem sie mit keinem Wort antworten atf die

257



Frage, wie denn die Kurssenkung angesichts der
heutigen wirtschaftlichen und politischen
Verhältnisse verhindert werden könnte. Wir halten
unserseits diese sogenannte Aufklärung, die sich rein negativ einstellt,
und keinen Weg zeigt, es sei denn die Verlängerung der Deflation,
für verhängnisvoll, ja für ein Vergehen am Volk. Denn das wird
nur bewirken, das3 das schweizerische Publikum dann, wenn der
Frankenkurs doch gesenkt werden muss, sehr ungeschickt
reagieren und damit viel Unheil anrichten wird. Und
wenn der Bundesrat schon etwas bestrafen wollte, so musste er
die strafen, die das Volk derart in eine Panikstimmung hineinjagen.

Diese Panikpropaganda versetzt natürlich auch den Bundesrat
in eine sehr schwierige Situation. Er ist gezwungen, Erklärungen
abzugeben, die um so negativer wirken, je häufiger sie wiederholt
werden. Er wird ferner dazu gedrängt, eine Politik zu treiben, die
vielleicht seiner eigenen Erkenntnis widerspricht, die er aber
fortsetzen muss, weil er wegen der öffentlichen Meinung die
Verantwortung für etwas anderes nicht zu übernehmen wagt. Dass diese
Politik nicht die des wirtschaftlichen Aufbaus ist, sondern eine

resignierte Politik der Deflation, ist für jeden Kenner

der Personen und Verhältnisse offensichtlich. Der Bundesrat
sieht sich gezwungen, durchzuhalten bis zu einem Moment, wo
selbst die Senkung des Frankenkurses zu spät kommt, weil das
Schlamassel bis dann so gross ist, dass sogar die möglichen
Heilkräfte unwirksam bleiben.

Aus all diesen Ueberlegungen sind wir überzeugt davon, dass

unter den heutigen Umständen Propaganda und Kundgebungen
gegen die Abwertung nur eine Verlängerung der Periode der Deflation

und des wirtschaftlichen Niedergangs bewirken.

Die eidgenössiche Verkehrspolitik ist ebenso in einer Sackgasse
festgefahren wie die Wirtschaftspolitik. Herr Pilez-Golaz hält zwar
in letzter Zeit zahlreiche Reden, die aber selbst in der Presse
seiner eigenen Partei enttäuschen. Denn er wiederholt stets, die
Bundesbahnen mussten saniert werden; allein wie sie saniert werden
können, hat er noch nie gesagt und weiss er offenbar auch nicht.

Fest steht jedenfalls, dass die Bundesbahnkrise und auch die
Krise der Privatbahnen, die ja nicht minder gross ist, auf dem
bisherigen Wege der Deflation nicht überwunden werden kann.
Neben der Autokonkurrenz und den bahnfremden Lasten, die den
Bundesbahnen während des Krieges ohne genügende Entschädigung

zugemutet wurden, ist die Wirtschaftskrise und die Defla-
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tionspolitik die Hauptursache der Verkehrskrise. Das haben der
Vorsteher des Eisenbahndepartements und der Bundesrat immer
noch nicht erkannt; denn sie glauben noch immer daran, den
Bundesbahnen könne durch Lohneibbau beim Personal geholfen werden.

Zu diesem Zwecke soll zunächst das Mitspracherecht des
Parlaments und des Volkes bei der Lohnfestsetzung für die Bundesbahner

ausgeschaltet werden. Dabei ist heute schon zu ersehen,
dass die Einsparungen, die der zweite Lohnabbau beim
Bundespersonal gebracht hat, weit übertroffen worden sind durch den
Einnahmenrückgang infolge des schrumpfenden Volkseinkommens.
Der Föderatiwerband hat eben eine sehr gründliche Eingabe an
den Bundesrat gerichtet, worin er den Nachweis erbringt, dass die
Eisenbahnen durch Lohnabbau und allgemeine Deflationspolitik
in eine immer schlimmere Situation hineingeraten.

Aber auch dem Verkehrsproblem gegenüber haben die jetzigen
Behörden derart versagt, dass man sich schwer vorstellen kann,
wie es in nächster Zeit anders werden könnte mit denselben Leuten.
Auch da spitzt sich die Krise zu einer politischen und zu einer
Vertrauenskrise zu, die nur durch eine ganz umfassende Kursänderung

überwunden werden kann.

Chronik der eidgenössischen Sozialpolitik,
1874 Bei der Totalrevision der Bundesverfassung wird der Art. 34

geschaffen, der mit der Ermächtigung zum Erlass eines eidgenössischen
Fabrikgesetzes den Anfang macht zur sozialpolitischen Gesetzgebung des

Bundes.

1877 Das Bundesgesetz betreffend die Arbeit in den Fabriken (Fabrik-
gesetz) verbietet die Fabrikarbeit der Kinder unter 14 Jahren und
bringt den elfstündigen Normalarbeitstag.

1879 Ein Bundesgesetz stellt das Verkaufs- und Fabrikationsverbot auf für
Zündhölzchen, bei denen gelber Phosphor verwendet wird. Das
Gesetz wurde 1882 wieder aufgehoben.

1881 Das Bundesgesetz betreffend die Haftpflicht aus Fabrikbetrie¬
ben und

1887 das Bundesgesetz betreffend die Ausdehnung der Haftpflicht
regeln die Haftpflicht der Unternehmungen bei Betriebsunfällen.

1890 Durch eine Partialrevision wird der Bundesverfassung der
Art. 34bis beigefügt, der die verfassungsmässige Grundlage für die
Kranken- und Unfallversicherungsgesetzgebung bildet.
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